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1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer 1,0 Sachbearbeiterstelle in A10 für den Bereich „Bürgerservice Veranstaltungen“ bei der Straßenverkehrsbehörde des Amts für öffentliche Ordnung.

2
Schaffungskriterien

Das Team „Bürgerservice Veranstaltungen“ im Sachgebiet 3 der Dienststelle 32-31 wurde mit Umsetzung der GRDrs. 329/2002 als interdisziplinäre Anlaufstelle für Veranstaltungen im öffentlichen Verkehrsraum im Jahr 2002 geschaffen und entsprechend der GRDrs. 1081/2004 als Daueraufgabe eingerichtet. Der Bürgerservice hat insbesondere die Aufgabe, das Antrags- und Genehmigungsverfahren für Veranstaltungen im öffentlichen Raum von ehrenamtlichen und gewerblichen Veranstaltern effizient und zeitnah zu unterstützen und zu bearbeiten.
Durch wesentliche Ausweitung des Aufgabengebietes ist eine erhebliche Arbeitsvermehrung entstanden, die durch organisatorische Maßnahmen innerhalb der Dienststelle bzw. des Amtes nicht ausgeglichen werden kann.
3
Bedarf

3.1 Anlass
In den letzten Jahren hat das Aufgabenumfeld „Veranstaltungen“ wesentliche Ausweitungen erfahren. So
· drängen immer mehr Firmen und gewerbliche Veranstalter mit ihren Aktionen wie z.B. Werbeaktionen vor Geschäften und Promotionaktionen auf den hoch frequentierten Plätzen der zentralen Innenstadt in den öffentlichen Straßenraum.

· sind viele traditionelle Veranstaltungen im Laufe der Jahre quantitativ und qualitativ in ihrem Ausmaß erheblich gewachsen.

· sind verwaltungsintern für viele Großveranstaltungen auf privaten Veranstaltungsflächen und in Gebäuden zum Teil sehr aufwendige Verkehrsregelungen zu fertigen.

· hat sich die Landeshauptstadt Stuttgart in den letzten Jahren zu einem sehr bedeutenden Filmstandort entwickelt. Dadurch ist die Anzahl der dafür notwendigen Film- und Drehgenehmigungen insbesondere in den ohnehin schon stark nachgefragten Innenstadtflächen erheblich gestiegen.
· ist auch die Zulassung und Abstimmung der Belegung des Schlossplatzes mit dem Land Baden-Württemberg und dem Bezirksbeirat Mitte anspruchsvoller geworden.
Die bestehende und anhaltende Arbeitsüberlastung innerhalb des gesamten Teams „Bürgerservice Veranstaltungen“ ist nicht mehr hinnehmbar. Selbst kurze Personalausfälle sind nicht mehr zu kompensieren
Die bestehende Arbeitsüberlastung ist insbesondere auf
a.) gestiegene Fallzahlen

b.) komplexere Vorgänge

c.) Zunahme von (Groß-)Veranstaltungen
zurückzuführen. Eine Kompensation dieses Mehraufwandes ist durch weitere Organisationsmaßnahmen nicht mehr möglich, denn es stehen keine geeigneten Personalreserven innerhalb des Amtes zur Verfügung. Ergriffene Verfahrensvereinfachungen/Maß-nahmen zur Entbürokratisierung bei der Bearbeitung von Veranstaltungen, Ausbau der Onlinepräsentation und die Erstellung einer Informationsschrift zur Veranstaltungsbeantragung brachten keine nennenswerte Entlastung der dargestellten Situation.
Zu a.)
Neben der allgemeinen Zunahme von Veranstaltungen im öffentlichen Raum ist insbesondere die stark angestiegene Nachfrage nach aufwendigen Film- und Drehgenehmigungen zu erwähnen. Insbesondere die SOKO Stuttgart, verschiedene Spielfilmproduktionen und Werbe- und Imagefilme binden zwischenzeitlich umgerechnet mehr als eine Arbeitskraft.
Zu b.)

Auch der erhöhte Beratungs- und Besprechungsaufwand, der sich nicht zuletzt durch die als Folge der Katastrophe von Duisburg noch einmal erhöhten Anforderungen an Sicherheit und Aufplanung von Veranstaltungen ergibt, führt zu einer höheren Inanspruchnahme des vorhandenen Personals.
Die gestiegene Beanspruchung der Verwaltung durch die immer höheren Erwartungen der „Festlesmacher“ bei der Bearbeitung ihrer Anträge sei ebenfalls erwähnt. Immer häufiger wird weniger ein konkreter Antrag, als die Idee zu einer Veranstaltung eingereicht und von der Verwaltung eine Konkretisierung erwartet. Der seit Jahren auch in der Verwaltung spürbare Generationenwechsel bei den Ehrenamtlichen in Vereinen und Organisationen führt ebenfalls zu einem deutlich höheren Beratungs- und Besprechungsaufwand. Der damit einhergehende immer schnellere Wechsel der Verantwortlichen trägt sein Übriges dazu bei. Das Know-how, was zu einer reibungslos funktionierenden Veranstaltung umfassend gehört, geht in diesen Strukturen immer mehr verloren.
Zu c.)

Im Jahr 2013 standen und stehen mehrere neue und sehr arbeitsintensive Großveranstaltungen (Radsternfahrt des Umwelt- und Verkehrsministeriums, zentrale Feier zum Tag der Deutschen Einheit 2013) zur Abwicklung durch das Team „Bürgerservice Veranstaltungen“ an.
Obwohl das Amt für öffentliche Ordnung bereits alle organisatorischen und personellen Reserven aktiviert hat, kann ein ausreichend qualifizierter Verwaltungsvollzug auch als Dienstleistung im Verhältnis zu den Veranstaltern nur durch zusätzliche Stellenschaffungen erreicht werden.
Da es sich bei den zu erledigenden Aufgaben allesamt um terminlich gebundene Angelegenheiten mit großer Außenwirkung handelt (siehe bspw. Schimmelhüttenhocketse), die einen zeitlichen Aufschub nicht dulden, ist eine zeitnahe Personalaufstockung zwingend erforderlich, um die fristgerechte Aufgabenerledigung aufrechtzuerhalten.
3.2 Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Die bisherige Bearbeitung der Anträge erfolgte mit 5,0 Stellen g.D. Die unter 3.1 beschriebenen Mehrbelastungen sind sowohl in einer Vermehrung der Fallzahlen, wie auch in einer aufwändigeren Genehmigungsprozedur zu begründen. Damit war eine termingerechte Aufgabenwahrnehmung nicht mehr zu gewährleisten. 
Die Zeitmehrbedarfe für die einzelnen Vorgänge und für Großveranstaltungen führten zu einer interimsweisen Auslagerung der Anträge von Werbeaktionen, Infostände und Verkaufsstände auf Mitarbeiter mit Stellen mit KW-Vermerken aus einem anderen Bereich. Diese KW-Vermerke werden zum 01/2014 vollzogen.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die zeitgerechte Genehmigung aller beantragten Veranstaltungen ist nicht mehr möglich. Es drohen Haftungsansprüche, wenn Anträge rechtzeitig eingereicht wurden.

Die Aufgaben Genehmigung von Werbeaktionen, Infoständen, und Verkaufsständen können nicht mehr wahrgenommen werden. Dadurch ergeben sich nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht negative Auswirkungen auf den Standort Stuttgart, sondern auch das Ansehen der Stadt selbst wird beeinträchtigt.
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Stellenvermerke

Keine
3

